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§§ 301 Abs. 1, 296 Abs. 5 AGB; §§ 3 Abs. 3, 37 Abs. 2. 70 ZPO.
1. Dem gewerkschaftlichen Prozeßvertreter, dem das Urteil 
zuzustellen ist, erwächst die Verpflichtung, den Werktätigen 
unverzüglich über die erfolgte Zustellung zu informieren.

Versäumt der Werktätige die Berufungsfrist, феіі er ver­
spätet über die Zustellung des Urteils informiert wurde, ist 
zu prüfen, worauf die Säumnis des Prozeßvertreters zurück­
zuführen ist. Hat er nicht aus mangelnder Sorgfalt gehandelt 
und liegt diese auch nicht beim Werktätigen vor, ist diesem 
Befreiung von den Folgen der Fristversäumnis zu gewäh­
ren.
2. Im Hinblick auf die Wahrnehmung bestimmter Sorgfalts­
pflichten des Prozeßvertreters (hier: sofortige Sichtung der 
gesamten Posteingänge nach mehrwöchigem Urlaub) ist zu 
beachten, daß ein gewerkschaftlicher Prozeßvertreter diese 
Funktion als gesellschaftliche Aufgabe wahrnimmt und nicht 
über die organisatorischen und sonstigen Voraussetzungen 
verfügt wie ein Prozeßvertreter, der diese Aufgabe als Be­
ruf oder Arbeitsaufgabe ausübt.
OG, Urteil vom 21. März 1986 - О AK 9/86.

Der Kläger war beim Verklagten als Bauleiter beschäftigt. 
Auf Antrag des Verklagten verpflichtete die Konfliktkommis­
sion den Kläger zur Zahlung von Schadenersatz. Den dagegen 
eingelegten Einspruch wies das Kreisgericht als unbegründet 
ab.

Das am 23. April 1985 verkündete Urteil des Kreisgerichts 
wurde der gewerkschaftlichen Prozeßvertreterin des Klägers 
am 30. Juli 1985 zugestellt. Sie übermittelte das Urteil dem 
Kläger erst am 26. September 1985.

Der Kläger legte gegen das Urteil am 10. Oktober 1985 
Berufung ein. In der mündlichen Verhandlung vor dem 
Bezirksgericht beantragte er, ihm Befreiung von den Folgen 
der Versäumnis der Berufungsfrist zu erteilen.

Das Bezirksgericht wies den Antrag als unbegründet und 
zugleich die Berufung als unzulässig ab.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
das Urteil richtigerweise der gewerkschaftlichen Prozeßver­
treterin und nicht dem Kläger zugestellt wurde (§ 37 Abs. 2 
ZPO). Damit begann gemäß § 150 Abs. 1 ZPO die Frist zur Ein­
legung der Berufung. Der Zeitpunkt der Weiterleitung des Ur­
teils durch die Prozeßvertreterin an den Kläger ist dabei un­
maßgeblich. Die am 10. Oktober 1985 eingelegte Berufung 
gegen das am 30. Juli 1985 zugestellte Urteil war deshalb ver­
spätet. Hierauf hätte das Bezirksgericht den Kläger unmittel­
bar noch vor Anberaumung eines Termins zur mündlichen 
Verhandlung in Wahrnehmung seiner ihm gemäß §2 Abs. 3 
ZPO obliegenden Pflichten hinweisen müssen. Dabei wäre 
er auch auf die Möglichkeit hinzuweisen gewesen, einen 
Antrag auf Befreiung von den Folgen der Fristversäümnis 
zu stellen. Gegebenenfalls wäre gemäß § 147 Abs. 3 ZPO 
i. V. m. § 28 Abs. 2 ZPO eine Aussprache mit dem Kläger zu 
führen gewesen.

Die für die verspätete Einlegung der Berufung und für 
den Antrag auf Befreiung von den Folgen der Fristver- 
säumnis vorgetragenen Gründe hat das Bezirksgericht unzu­
treffend gewürdigt.

Es steht fest, daß die gewerkschaftliche Prozeßvertreterin 
den Kläger über die an sie erfolgte Zustellung des Urteils 
nicht informiert hat. Unter den insgesamt gegebenen Umstän­
den kann dem Kläger nicht der Vorwurf mangelnder Sorg­
falt gemacht werden. Das Urteil wurde am 23. April 1985 
verkündet. Die mit Schreiben vom 4. Juni 1985 gegenüber 
dem Gericht geäußerte Bitte des Klägers um schriftliche In­
formation über den Ausgang des Verfahrens blieb unbeant­
wortet. Erst nach mehr als drei Monaten seit der Urteilsver­
kündung, am 30. Juli 1985, erfolgte die Zustellung an die ge­
werkschaftliche Prozeßvertreterin. Er erhielt hiervon weder 
durch sie hoch durch das Gericht Kenntnis. Der Hinweis des 
Prozeßvertreters des Verklagten in einem Gespräch, daß das 
Urteil vorliege, verpflichtete den Kläger ebensowenig zur 
Entwicklung von Aktivitäten wie die Mahnung, seine Zah­
lungsverpflichtung zu erfüllen.

Dem Kläger kann daher nicht der Vorwurf gemacht wer­
den, durch mangelnde Sorgfalt die Berufungsfrist nicht ein­
gehalten zu haben.

Es liegt aber auch keine mangelnde Sorgfalt seiner ge­
werkschaftlichen Prozeßvertreterin vor, die der Kläger ge­
gen sich gelten lassen müßte.

Aus der rechtlichen Regelung, daß das Urteil dem Prozeß­
vertreter und nicht der Prozeßpartei zugestellt wird, erwächst 
dem gewerkschaftlichen Prozeßvertreter die Verpflichtung, den 
von ihm vertretenen Werktätigen unverzüglich über die er­
folgte Zustellung zu informieren. Läßt er dabei die von ihm 
zu fordernde Sorgfalt außer acht, wäre das bei der Prüfung 
der Vorausetzungen für die Befreiung von den Folgen der 
Fristversäumnis zu beachten. Allerdings hätte das Gericht 
unabhängig davon über die Anwendung der Bestimmung in 
§ 296 Abs. 5 Satz 2 AGB zu befinden. Das hätte im übrigen das 
Bezirksgericht auch in diesem Falle, ausgehend von seiner 
Rechtsauffassung, tun müssen.

Die Prozeßvertreterin war zum Zeitpunkt der Zustellung 
in Urlaub. Bei Antritt des Urlaubs waren seit der Verkün­
dung der Entscheidung mehr als drei Monate vergangen. Un­
ter diesen Umständen war sie nicht ohne weiteres gehalten, 
Vorkehrungen für den Fall zu treffen, daß das Urteil wäh­
rend des Urlaubs zugestellt wird. Nach ihrer Erklärung be­
fand sich die gesamte während des Urlaubs eingegangene 
Post einschließlich der Zeitungen und Zeitschriften im Brief­
kasten. Daß sie nicht sofort die gesamte Post durchsah und 
deshalb den Eingang des Urteils nicht gleich feststellte, ist 
ihr nicht als mangelnde Sorgfalt bei der Wahrnehmung ihrer 
Pflichten als Prozeßvertreter vorzuwerfen, zumal sie eine 
Äußerung des Klägers im Anschluß an die mündliche Ver­
handlung vor dem Kreisgericht so deutete, daß die Einlegung 
einer Berufung nicht in Betracht gezogen werde.

Dabei ist auch zu beachten, daß ein gewerkschaftlicher 
Prozeßvertreter, der diese Funktion ehrenamtlich ausübt, eine 
gesellschaftliche Aufgabe erfüllt und nicht über die organi­
satorischen und sonstigen Voraussetzungen wie ein Prozeß­
vertreter verfügt, der diese Aufgabe als Beruf oder Arbeits­
aufgabe ausübt, wie beispielsweise ein Rechtsanwalt oder 
ein Justitiar.

Da der Kläger aus von ihm nicht zu vertretenden Umstän­
den erst nach dem 26. September 1985 in der Lage war, sich 
über die Einlegung der Berufung schlüssig zu werden, hätte 
ihm gemäß § 70 Abs. 1 ZPO Befreiung von den Folgen der 
Fristversäumnis erteilt werden müssen. Damit war für die 
Abweisung der Berufung als unzulässig keine Voraussetzung 
gegeben.

Familienrecht
§§ 19 ff. FGB.
Zur Berechnung der Unterhaltshöhe, wenn der Unterhalts­
verpflichtete infolge eines Arbeitsunfalls neben der Unfall­
rente Schadenersatzzahlungen der Versicherung empfängt.
OG, Urteil vom 10. Dezember 1985 - 3 OFK 25/85.

In der Ehesache ist das Kreisgericht bei der Bemessung des 
Unterhalts für die beiden Kinder der Prozeßparteien von 
einem durchschnittlichen Nettoeinkommen - des Verklagten 
von 1 354,70 M ausgegangen. Darin ist eine monatliche Unfall­
rente von 600 M enthalten, die auch den Kinderzuschlag von 
zweimal 60 M umfaßt. Diesen Gesamtbetrag von 120 M hat 
das Kreisgericht abgesetzt. Von dem verbleibenden Betrag 
von 1 234 M hat es die Unterhaltshöhe bestimmt.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der Kassa­
tionsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Aus der Begründung:
Die Entscheidung des Kreisgerichts zum Unterhalt verletzt 
§§ 19 ff. FGB sowie §§ 2 Abs. 2 und 45 Abs. 3 ZPO. Das Kreis­
gericht hat hinsichtlich der Einkommensverhältnisse des Ver­
klagten, der infolge eines Arbeitsunfalls im Jahre 1977 er­
blindet ist, folgende Feststellungen getroffen: Entsprechend


